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Jahressteuergesetz 2015 . Die wichtigsten einkommensteuerlichen Änderungen 

 

In seiner letzten Sitzung am 19. Dezember 2014 hat der Bundesrat das Gesetz zur Anpassung der 

Abgabenordnung an den Zollkodex der Union und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 

(auch als Jahressteuergesetz 2015 bezeichnet) trotz zuvor geäußerter Bedenken doch noch 

passieren lassen. Der folgende Überblick befasst sich mit wichtigen einkommensteuerlichen 

Änderungen.  

 

Bessere Vereinbarung von Familie und Beruf  

 

Mit einer neu eingefügten Regelung werden weitere Leistungen des Arbeitgebers, die zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden, ab dem 01. Januar 2015 steuerfrei gestellt. Dies 

können sein: 

 

 Leistungen an ein Dienstleistungsunternehmen, das den Arbeitnehmer hinsichtlich der Betreuung 

von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen berät oder hierfür Betreuungspersonen vermittelt 

(ohne betragliche Höchstgrenze). 

 

 Leistungen zur kurzfristigen Betreuung von Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben oder die wegen einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetretenen Behinderung 

außerstande sind, sich selbst zu unterhalten oder von pflegebedürftigen Angehörigen des 

Arbeitnehmers (Höchstgrenze von € 600,00 im Kalenderjahr). Voraussetzung ist, dass es sich um 

eine zusätzliche, außergewöhnliche Betreuung handelt, die zum Beispiel durch einen zwingenden 

beruflichen Einsatz zu außergewöhnlichen Dienstzeiten oder bei Krankheit eines Kindes bzw. 

pflegebedürftigen Angehörigen notwendig wird. 

 

Tipp: Damit sind erstmalig auch im Privathaushalt des Arbeitnehmers anfallende Betreuungskosten 

in einem eng umgrenzten Rahmen steuerlich begünstigt. 

 

Berufsausbildung: Neue Kriterien für die Erstausbildung  

 

Aufwendungen für eine erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudium, das zugleich eine 

Erstausbildung vermittelt, sind keine Werbungskosten, wenn diese Berufsausbildung oder dieses 

Erststudium nicht im Rahmen eines Dienstverhältnisses stattfindet. In diesen Fällen können die 

Aufwendungen nur als Sonderausgaben bis maximal € 6.000,00 im Kalenderjahr geltend gemacht 

werden. Sie bleiben bei fehlenden Einkünften wirkungslos, da hier keine jahresübergreifende 

Verrechnung möglich ist.   

 

Um der problematischen Abgrenzung zwischen Erst- und Zweitausbildung zu begegnen, hat der 

Gesetzgeber nun den Begriff der „Erstausbildung“ definiert. Nach der ab 2015 geltenden Regelung 

muss eine in Vollzeit (Dauer von durchschnittlich mindestens 20 Wochenstunden) durchgeführte 

Erstausbildung einen Zeitraum von mindestens zwölf Monaten umfassen. Ist eine Abschlussprüfung 

nicht vorgesehen, gilt die Ausbildung mit der tatsächlichen planmäßigen Beendigung als abge-

schlossen.  
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Darüber hinaus erkennt der Gesetzgeber eine Berufsausbildung als Erstausbildung an, wenn die 

Abschlussprüfung einer durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geregelten Berufsausbildung mit 

einer Mindestdauer von zwölf Monaten bestanden wurde, ohne dass die entsprechende Berufs-

ausbildung zuvor durchlaufen worden ist.  

 

Keine erste Berufsausbildung sind nach der Gesetzesbegründung z. B. Kurse zur Berufsorientierung 

oder -vorbereitung, Kurse zur Erlangung von Fahrerlaubnissen, Betriebspraktika, Anlerntätigkeiten 

oder die Grundausbildung bei der Bundeswehr. 

 

Erweiterung des Teilabzugsverbots  

 

Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2014 beginnen, hat der Gesetzgeber die 

Regelungen zum Teilabzugsverbot (Betriebsausgabenabzug nur zu 60 %) verschärft, wovon vor allem 

Betriebsaufspaltungen betroffen sind. 

 

Die wohl wichtigste Änderung betrifft den Betriebsausgabenabzug durch Wertminderungen betrieb-

licher Darlehen. Die Kürzungsvorschrift gilt, wenn der Darlehensgeber zu mehr als 25 % am Stamm-

kapital des Darlehensnehmers beteiligt ist oder war. Weitere Voraussetzung ist, dass das Darlehen 

nicht wie unter fremden Dritten gewährt wurde.  

 

Darüber hinaus ist das Teilabzugsverbot auf Betriebsvermögensminderungen, Betriebsausgaben oder 

Veräußerungskosten im Zusammenhang mit einer durch das Gesellschaftsverhältnis veranlassten 

unentgeltlichen oder teilentgeltlichen Nutzungsüberlassung von Wirtschaftsgütern anzuwenden, wenn 

der Steuerpflichtige zu mehr als 25 % am Stammkapital der Kapitalgesellschaft beteiligt ist oder war. 

 

Tipp: Somit sind die Regelungen überholt, wonach das Teilabzugsverbot für substanzmindernde 

Aufwendungen (z. B. Abschreibungen und Erhaltungsaufwendungen) und für Substanz-

verluste (z. B. Teilwertabschreibungen und Forderungsverzicht) nicht gilt. 

 

Freibetrag bei Betriebsveranstaltungen  

 

Nicht zuletzt infolge der steuerzahlerfreundlichen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zur Be-

rechnung des geldwerten Vorteils bei Betriebsveranstaltungen sah sich der Gesetzgeber gezwungen, 

hier Klarheit zu schaffen.  

 

Ab 2015 gilt ein Freibetrag von € 110,00 pro Arbeitnehmer. Vorteil gegenüber der bisherigen 110-€-

Freigrenze: Auch bei höheren Aufwendungen bleiben € 110,00 pro Arbeitnehmer für zwei Betriebs-

veranstaltungen im Jahr steuerfrei. 

 

In die Berechnung werden allerdings alle Aufwendungen einbezogen – auch die Kosten für den 

äußeren Rahmen der Veranstaltung (z. B. für einen Eventmanager). Die geldwerten Vorteile, die auf 

Begleitpersonen des Arbeitnehmers entfallen, werden dem Arbeitnehmer zugerechnet. 

 

Versorgungsausgleich  

 

Ausgleichsleistungen zur Vermeidung des Versorgungsausgleichs nach einer Ehescheidung sind ab 

2015 als Sonderausgaben abzugsfähig, soweit dies der Verpflichtete mit Zustimmung des 

Berechtigten beantragt. Im Gegenzug erfolgt eine Besteuerung beim Empfänger. 



 

 4 

Ausgabe Februar 2015 

Einkommensteuer . Freiberufliche Tätigkeit selbständiger Ärzte trotz Beschäfti-

gung angestellter Ärzte 

 
Selbständige Ärzte werden grundsätzlich auch dann freiberuflich und nicht gewerblich tätig, wenn sie 

ärztliche Leistungen von angestellten Ärzten erbringen lassen. Voraussetzung ist jedoch, dass sie die 

Voruntersuchungen bei den Patienten durchführen, für den Einzelfall die Behandlungsmethode 

festlegen und sich die Behandlung „problematischer Fälle“ vorbehalten, so der Bundesfinanzhof.  

 

Im Streitfall erbrachte eine Gemeinschaftspraxis für Anästhesie mit einem mobilen Anästhesiebetrieb 

ihre Leistungen auch unter Mithilfe einer angestellten Ärztin. Eine Voruntersuchung und die sich 

daraus ergebende Entscheidung über die Behandlungsmethode erfolgten indes in jedem Einzelfall 

durch einen Gesellschafter der Praxis (Praxisinhaber). Die eigentliche Anästhesie führte nach den 

Voruntersuchungen dann in einfach gelagerten Fällen auch die angestellte Ärztin ohne Aufsicht durch 

einen Praxisinhaber durch. 

 

Das Finanzamt sah die Tätigkeit der Gemeinschaftspraxis wegen Beschäftigung der angestellten 

Ärztin nicht als freiberufliche Tätigkeit der Gesellschafter an und forderte Gewerbesteuer – allerdings 

zu Unrecht, wie der Bundesfinanzhof mit seinem Urteil vom 16. Juli 2014 entschied. 

 

Die Mithilfe qualifizierten Personals ist für die Freiberuflichkeit des Berufsträgers auch im Bereich der 

ärztlichen Tätigkeit unschädlich, wenn dieser bei der Erledigung der einzelnen Aufträge aufgrund 

eigener Fachkenntnisse leitend und eigenverantwortlich tätig wird. Diesen Anforderungen genügt eine 

patientenbezogene regelmäßige und eingehende Kontrolle der Tätigkeit des angestellten Fach-

personals. 

 

Wollte man – wie die Finanzverwaltung – darüber hinaus die unmittelbare Ausführung der Anästhesie-

tätigkeit durch die Gesellschafter verlangen, würde man den Einsatz fachlich vorgebildeten Personals 

im Bereich der Heilberufe faktisch ausschließen und damit die Anforderungen des Gesetzes 

überdehnen, so der Bundesfinanzhof. 

 

Tipp: Abzugrenzen sind dabei nach wie vor die Fälle, in denen die Vielzahl der angestellten Ärzte 

und der durchzuführenden Untersuchungen eine laufende Überwachung faktisch unmöglich 

machen oder in denen eine Überwachung daran scheitert, dass der Praxisinhaber nicht 

dieselbe Qualifikation wie der angestellte Arzt hat. 
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Einkommensteuer . Zur Verrechnung von Altverlusten mit Kapitaleinkünften bei 

der Abgeltungsteuer 

 

Nach einer aktuellen Entscheidung des Finanzgerichts Münster vom 25. November 2014 können zum 

31. Dezember 2008 festgestellte Verlustvorträge aus negativen Kapitaleinkünften nicht unmittelbar mit 

positiven Kapitalerträgen späterer Jahre verrechnet werden. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache hat das Finanzgericht die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

 

Im Streitfall erzielten Eheleute in 2009 u. a. auch Einkünfte aus Kapitalvermögen. Zum 

31. Dezember 2008 war ein Verlustvortrag zur Einkommensteuer festgestellt worden, der aus 

negativen Kapitaleinkünften der Vorjahre herrührte. Die Eheleute waren der Ansicht, dass der 

Verlustvortrag isoliert mit den im Jahr 2009 erzielten Kapitaleinkünften verrechnet werden könne und 

auf die verbleibenden Kapitalerträge der günstige Abgeltungsteuersatz (25 %) Anwendung finden 

müsse.  

 

Das Finanzamt lehnte dies ab und verrechnete die Altverluste im Rahmen der Günstigerprüfung mit 

den gesamten Einkünften und wandte auf den verbleibenden Betrag den (über 25 % liegenden) 

tariflichen Einkommensteuersatz an. 

 

Die Günstigerprüfung gibt dem Steuerpflichtigen die Möglichkeit, seine Kapitalerträge nicht der 

Abgeltungsbesteuerung, sondern der tariflichen Einkommensteuer zu unterwerfen. Die Günstiger-

prüfung kann u. a. dazu genutzt werden, Verluste aus anderen Einkunftsarten mit positiven Kapital-

erträgen zu verrechnen oder die Einkünfte aus Kapitalvermögen der tariflichen Einkommensteuer zu 

unterwerfen, wenn diese niedriger sein sollte als der Abgeltungsteuersatz von 25 %. 

 

Das Finanzgericht Münster teilte die Auffassung des Finanzamts. Die gesetzlichen Regelungen zu der 

ab 2009 geltenden Abgeltungsteuer lassen es zwar zu, bestimmte Sachverhalte im Rahmen der 

Steuerveranlagung abzuziehen und trotzdem den günstigen Abgeltungsteuertarif anzuwenden. Nach 

Sinn und Zweck der Abgeltungsteuer sind hierbei aber nur solche Sachverhalte zu erfassen, die vom 

jeweiligen Kreditinstitut nicht berücksichtigt werden konnten. Hierzu gehören z. B. ein nicht aus-

geschöpfter Sparerpauschbetrag oder Verluste, die bei einem anderen Kreditinstitut realisiert wurden.  

 

Auch die Regelungen über die Verrechnung von Verlusten aus Wertpapiergeschäften für einen 

Übergangszeitraum von fünf Jahren bis zum 31. Dezember 2013 lassen keine andere Beurteilung zu, 

so das Finanzgericht, sodass eine Berücksichtigung der Altverluste nur außerhalb der Abgeltungs-

besteuerung möglich ist. 

 

Tipp: Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache hat das Gericht die Revision zum 

Bundesfinanzhof zugelassen. 
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Einkommensteuer . Scheidungskosten nach wie vor steuerlich absetzbar 

 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat mit Urteil vom 16. Oktober 2014 über die Frage entschieden, 

ob Scheidungskosten nach der ab 2013 geltenden Neuregelung des § 33 Abs. 2 Satz 4 EStG als 

außergewöhnliche Belastung steuermindernd berücksichtigt werden können. 

 

Nach dieser neuen Vorschrift sind Prozesskosten grundsätzlich vom Abzug ausgeschlossen und nur 

ausnahmsweise steuerlich anzuerkennen, wenn der Steuerpflichtige ohne diese Aufwendungen 

Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem 

üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können. 

 

Das Finanzgericht bejahte das Vorliegen der Abzugsvoraussetzungen bei den Prozesskosten für die 

Ehescheidung selbst, lehnte sie hingegen bezüglich der Scheidungsfolgesachen ab.  

 

Die Anerkennung von Aufwendungen als außergewöhnliche Belastungen hat zwei wesentliche 

Bedingungen: 

 

 Die Belastung muss außergewöhnlich sein. Das bedeutet, dass die meisten Steuerzahler mit 

gleichen Einkommens-, Vermögens- und Familienverhältnissen üblicherweise nicht von dieser Art 

Belastung betroffen sind. 

 Es muss eine Zwangsläufigkeit vorliegen. Das ist der Fall, wenn sich der Betroffene nicht gegen 

die Belastung wehren bzw. ihr ausweichen kann. 

 

Diese Bedingungen sind bei Zivilprozessen meistens erfüllt. Schließlich ist in Deutschland der 

Rechtsweg das einzige legale Mittel, um sein Recht durchzusetzen und insbesondere Scheidungen 

werden als außergewöhnlich anerkannt. Die Existenz gilt bei Zivilprozessen normalerweise aber nicht 

als bedroht. 

 

Nun haben die Richter des Finanzgerichts aber darauf aufmerksam gemacht, dass neben der bio-

logischen oder wirtschaftlichen Existenz auch die seelische Existenz berücksichtigt werden muss und 

eine zerrüttete Ehe gefährdet ohne Zweifel die seelische Existenz. Es kann niemandem zugemutet 

werden, trotz seelischer Belastung keine Trennung herbeizuführen, was wiederum zwangsläufig zu 

Zivilprozesskosten führt, da Ehen in Deutschland immer gerichtlich geschieden werden. 

 

Diese Zwangsläufigkeit wird allerdings nur für die Scheidungskosten selbst anerkannt. Scheidungs-

folgekosten, die etwa durch Unterhaltsstreitigkeiten entstehen, können vermieden werden, indem die 

Streitenden den außergerichtlichen Weg wählen. Somit sind sie auch nicht als außergewöhnliche 

Belastungen anerkannt. So war übrigens auch die Rechtsprechung des BFH vor der Entscheidung in 

2011. 

 

Tipp: Im Streitfall hat das Finanzgericht der Klage, welche sowohl Scheidungskosten als auch 

Scheidungsfolgekosten betraf, nur hinsichtlich der Prozesskosten für die Ehescheidung 

stattgegeben, im Übrigen aber die Klage abgewiesen. Die Revision zum BFH wurde wegen 

grundsätzlicher Bedeutung zugelassen. 
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Lohnsteuer . Änderungsrichtlinien 2015 

 

Die Verwaltungsanweisungen zur Lohnsteuer sind für 2015 aktualisiert worden. Diese Lohnsteuer-

Änderungsrichtlinien weisen folgende wichtigen Neuerungen auf: 

 

 Kindergartenzuschüsse des Arbeitgebers sind bis zur Einschulung des Kindes steuerfrei. 

 

 Die Freigrenze für nicht als Arbeitslohn zu versteuernde Aufmerksamkeiten anlässlich 

persönlicher Ereignisse wurde von € 40,00 auf € 60,00 erhöht. Dazu zählen z. B. Sachzu-

wendungen für Geburtstage oder Hochzeiten. Hinzuweisen ist darauf, dass Geldzuwendungen 

auch innerhalb der Grenzen von € 40,00 bzw. künftig € 60,00 immer steuer- und sozialver-

sicherungspflichtig sind. 

 

 Ebenso wurde für sog. Arbeitsessen anlässlich eines außergewöhnlichen Arbeitseinsatzes 

sowie für übliche Mahlzeiten, die zum Sachbezugswert vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellt 

werden können, zum 01. Januar 2015 die Freigrenze von € 40,00 auf € 60,00 erhöht. 

 
 Für die Lohnsteuerermittlung sind jeweils die Lohnsteuerabzugsmerkmale maßgebend, die für 

den Tag gelten, an dem der Lohnzahlungszeitraum endet. Dies gilt auch bei einem Wechsel 

des Arbeitgebers im Laufe des Lohnzahlungszeitraums und ebenso bei sonstigen Bezügen 

(z. B. Abfindung) nach dem Ausscheiden aus einem Dienstverhältnis. 

 
 Aufwendungen für die Reinigung typischer Berufsbekleidung gehören regelmäßig nicht zu den 

Instandhaltungs- und Instandsetzungskosten. Erstattungen des Arbeitgebers sind danach nicht 

steuerfrei. 

 
 Sog. Erholungsbeihilfen (€ 156,00 für den Arbeitnehmer, € 104,00 für den Ehegatten, € 52,00 

für jedes Kind) können mit 25 % pauschal besteuert werden. Es genügt ein zeitlicher 

Zusammenhang mit dem Urlaub des Arbeitnehmers. 

 

 Gestellung von Kraftfahrzeugen: Beim Listenpreis sind im Rahmen der 1 %-Regelung nur die 

Kosten für werkseitig im Zeitpunkt der Erstzulassung eingebaute Sonderausstattungen (z. B. 

Navigationsgeräte, Diebstahlsicherungssysteme) zu berücksichtigen. Nachträglich eingebaute 

Sonderausstattung ist somit entgegen der bisherigen Verwaltungsauffassung nicht mehr zu 

berücksichtigen. Insoweit wird die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs umgesetzt. 

 
 Die Übertragung einer Rückdeckungsversicherung auf den Arbeitnehmer oder die Umwandlung 

einer solchen in eine Direktversicherung führt zu einem geldwerten Vorteil, der lohnsteuer-

pflichtig ist. Die Höhe ergibt sich aus der Überschussbeteiligung zzgl. Bewertungsreserven. 

 
 Die bisherige Verwaltungsauffassung wird in die Lohnsteuerrichtlinie aufgenommen, wonach 

der 4 %-Abschlag bei der Bewertung von Sachbezügen nicht vorzunehmen ist, wenn bereits der 

günstigste Preis am Markt angesetzt, ein Sachbezug durch eine (zweckgebundene) Geld-

leistung des Arbeitgebers verwirklicht oder ein Warengutschein mit Betragsangabe hingegeben 

wird. 
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Umsatzsteuer . Leistungsempfänger muss für Vorsteuerabzug genau bezeichnet 

sein 

 

Um die in den Eingangsrechnungen ausgewiesene Umsatzsteuer als Vorsteuer geltend machen zu 

können, wird eine ordnungsgemäße Rechnung im Sinne des Umsatzsteuergesetzes benötigt. Dazu 

gehört unter anderem die genaue Bezeichnung des Leistungsempfängers. 
 

In einem Fall, den das Niedersächsische Finanzgericht kürzlich entschieden hat, war genau das das 

Problem: Eine Apothekerin hatte eine Apotheke erworben und unter ihrem persönlichen Namen 

weitergeführt. Der Firmenname, den sie ebenfalls weiterbenutzte, lautete „Apotheke in der XXX-

Klinik“. Die Apothekerin erwarb unter anderem Arzneien von der Schering GmbH. Die Rechnungen 

adressierte Schering an die „Apotheke in der XXX-Klinik“ – versah diese allerdings zusätzlich mit dem 

Namen des alten Apothekers. 
 

Diese Rechnungen erkannte das Finanzgericht nicht als ordnungsgemäß an (Urteil vom 

23. Oktober 2014). Grundsätzlich reicht es zwar aus, in einer Rechnung den Firmennamen des 

Leistungsempfängers anzugeben. Die zusätzliche Angabe des Vorbesitzernamens macht die 

Rechnung aber falsch. Durch den Zusatz wird nämlich der Anschein erweckt, dass der alte Inhaber 

die Apotheke weiterhin betreibt. Das ist jedoch gerade nicht der Fall, weil er die Apotheke an die neue 

Besitzerin verkauft hat. Hätte Schering in den Rechnungen lediglich die „Apotheke in der XXX-Klinik“ 

angegeben, hätte die Apothekerin auch keine Probleme bei der Vorsteuer bekommen. 

 

Tipp: Für den Vorsteuerabzug muss die Apothekerin die Rechnung nun berichtigen lassen. 

Allerdings wirkt diese Maßnahme nach Auffassung des Finanzgerichts erst für die Zukunft. Ist 

schon ein Vorsteuerabzug beansprucht worden, muss die Apothekerin dafür Zinsen bezahlen. 

 

 

Umsatzsteuer . Zahlenkolonne reicht nicht als Leistungsbeschreibung aus 

 

Das Umsatzsteuerrecht kennt den Grundsatz, dass derjenige, der in einer Rechnung Umsatzsteuer 

ausweist, die Steuer auch schuldet. Das gilt unabhängig davon, ob die bezeichnete Lieferung 

tatsächlich ausgeführt wird oder nicht. 

 

Beispiel: Der Unternehmer U1 stellt eine Rechnung gegenüber dem Unternehmer U2 über eine 

Warenlieferung aus. Die beiden haben von Anfang an vereinbart, dass U1 gar keine Ware liefern soll. 

Vielmehr soll U2 aus der Rechnung zum Schein die Vorsteuer ziehen können. Als Leistungs-

beschreibung gibt U1 lediglich eine Zahlenkolonne an.  

 

Das Niedersächsische Finanzgericht ist am 29. Januar 2014 in einem vergleichbaren Sachverhalt zu 

dem Ergebnis gekommen, dass der Aussteller die in der Rechnung ausgewiesene Umsatzsteuer nicht 

schuldet. Denn auch eine Rechnung, die ohne Lieferung zur Steuerschuld führt, muss bestimmte 

Mindestanforderungen erfüllen. Sie muss Angaben zu den folgenden Punkten enthalten:  

 

 den Rechnungsaussteller, 

 den (vermeintlichen) Leistungsempfänger, 

 eine Leistungsbeschreibung, 

 das Entgelt und 

 die gesondert ausgewiesene Umsatzsteuer. 
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Fehlt eine der genannten Angaben, liegt formal keine ordnungsgemäße Rechnung vor. Es kommt 

dann nach Auffassung der Richter auch nicht zur Steuerschuld, da ja gar keine Lieferung getätigt 

worden ist. Da die Zahlenkolonnen in der Rechnung nicht als ordnungsgemäße Beschreibung des 

(fiktiven) Liefergegenstands angesehen worden sind, schuldete der Unternehmer U1 nicht die 

ausgewiesene Umsatzsteuer.  

 

Tipp: Das letzte Wort ist in dieser Angelegenheit noch nicht gesprochen; die Revision beim 

Bundesfinanzhof ist bereits anhängig. Es bleibt also abzuwarten, wie der BFH das Problem 

der „Zahlenkolonne“ beurteilt. 

 

 

Erbschaftsteuer . Privilegierung des Betriebsvermögens ist neu zu regeln 

 

Die Privilegierung des Betriebsvermögens bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer ist angesichts 

ihres Ausmaßes und der eröffneten Gestaltungsmöglichkeiten mit dem Grundgesetz unvereinbar. Zu 

diesem Schluss kam das Bundesverfassungsgericht und hat dem Gesetzgeber eine Frist bis zum 

30. Juni 2016 eingeräumt, um eine Neuregelung zu treffen.  

 

Entlastung für kleine und mittelständische Betriebe 

 

In der Urteilsbegründung weist das Bundesverfassungsgericht darauf hin, dass es im Ent-

scheidungsspielraum des Gesetzgebers liegt, kleine und mittelständische Unternehmen, die in perso-

naler Verantwortung geführt werden, zur Sicherung ihres Bestands und damit auch zur Erhaltung der 

Arbeitsplätze von der Erbschaftsteuer weitgehend oder vollständig freizustellen. Für jedes Maß der 

Steuerverschonung benötigt der Gesetzgeber allerdings tragfähige Rechtfertigungsgründe. Die 

Privilegierung des unentgeltlichen Erwerbs betrieblichen Vermögens ist unverhältnismäßig, soweit die 

Verschonung über den Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen hinausgreift, ohne eine Bedürf-

nisprüfung vorzusehen. 

 

Lohnsummenregelung 

 

Die Lohnsummenregelung hält das Bundesverfassungsgericht grundsätzlich für verfassungsgemäß, 

nicht aber die Freistellung von Betrieben mit nicht mehr als 20 Beschäftigten, da hier eine unver-

hältnismäßige Privilegierung vorliegt. 

 

Hintergrund: Das Erbschaftsteuergesetz sieht für die Übertragung von Betriebsvermögen, land- und 

forstwirtschaftlichem Vermögen und Anteilen an Kapitalgesellschaften, an denen der Übertragende zu 

mehr als 25 % beteiligt ist, Vergünstigungen in Form eines Verschonungsabschlags (85 % nach der 

Regelverschonung, 100 % nach dem Optionsmodell) und ggf. eines Abzugsbetrags vor. Die 

Steuerbefreiung ist von Behaltensfristen und der Einhaltung der Lohnsummenregel abhängig. Nach 

der Lohnsummenregel darf die im übertragenen Unternehmen gezahlte Lohnsumme innerhalb von 

fünf Jahren nach dem Erwerb insgesamt 400 % der Ausgangslohnsumme nicht unterschreiten. Beim 

Optionsmodell gelten sieben Jahre und 700 %. 
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Verwaltungsvermögen 

 

Die Regelung über das Verwaltungsvermögen (z. B. Wertpapiere) ist verfassungswidrig, weil sie den 

Erwerb von begünstigtem Vermögen selbst dann verschont, wenn es bis zu 50 % aus Verwaltungs-

vermögen besteht, ohne dass hierfür ein tragfähiger Rechtfertigungsgrund vorliegt. Das Ziel, steuer-

liche Gestaltungsmöglichkeiten zu unterbinden, kann die Regelung kaum erreichen. Sie dürfte die 

Verlagerung von privatem in betriebliches Vermögen eher begünstigen. 

 

Status quo und Ausblick 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber verpflichtet, spätestens bis zum 30. Juni 2016 

eine Neuregelung zu treffen. Gleichzeitig ordnet das Gericht die Fortgeltung der Normen bis zu einer 

Neuregelung an. Ein umfassender Vertrauensschutz wird damit aber nicht gewährt. In der 

Urteilsbegründung heißt es, „... dass die Anordnung der Fortgeltung der verfassungswidrigen Normen 

keinen Vertrauensschutz gegen eine auf den Zeitpunkt der Verkündung dieses Urteils bezogene 

rückwirkende Neuregelung begründet, die einer exzessiven Ausnutzung gerade der als gleich-

heitswidrig befundenen Ausgestaltungen die Anerkennung versagt.“ 

 

Experten gehen derzeit davon aus, dass sich der Gesetzgeber bei den Neuregelungen in erster Linie 

an den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts orientieren und keine grundlegende Reform 

erfolgen wird. Gleichwohl ist zu beachten, dass jedes Gesetzgebungsverfahren seine eigene Dynamik 

entwickeln kann.  

 

 

Arbeitsrecht . Mindestlohn und Arbeitszeitkonten – Der richtige Umgang mit 

Überstunden nach dem neuen Mindestlohngesetz 

 

Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 MiLoG ist der Arbeitgeber verpflichtet, dem Arbeitnehmer den Mindest-

lohn für sämtliche tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden zum vereinbarten Fälligkeitszeitpunkt zu 

zahlen. Der Mindestlohn ist nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 MiLoG spätestens am letzten Bankarbeitstag 

des Monats fällig, der auf den Monat folgt, in dem die Arbeitsleistung erbracht wurde. Die Zahlung des 

Mindestlohns zu einem späteren als dem in § 2 Abs. 1 Nr. 2 MiLoG genannten Zeitpunkt stellt eine 

bußgeldbewährte Ordnungswidrigkeit dar (§§ 20, 21 Abs. 1 Nr. 9 MiLoG). Es drohen Bußgelder bis zu 

€ 500.000,00 und – für viele Unternehmen noch wesentlich schlimmer – der Ausschluss von der 

Vergabe öffentlicher Aufträge (§ 19 MiLoG). Flexibilität hinsichtlich der Fälligkeit der Lohnzahlung 

ermöglichen lediglich Arbeitszeitkonten. 

 

Für die Praxis bedeutet dies, dass jeweils zu ermitteln ist, ob das tatsächlich gezahlte und nach dem 

MiLoG anrechenbare Bruttomonatseinkommen im Hinblick auf die vom Arbeitnehmer tatsächlich 

geleisteten Arbeitsstunden mindestens den gesetzlichen Mindestlohnanspruch erfüllt.  

 

Die Formel lautet: Anrechenbares monatliches Bruttomonatseinkommen ./. tatsächlich geleistete 

Arbeitsstunden = ≥ € 8,50. 

 

Werden in dem konkreten Monat mehr als die arbeitsvertraglich vereinbarten Stunden geleistet und 

ergibt sich nach der obigen Formel dadurch eine Mindestlohnunterschreitung, müssen die 

Überstunden entweder im Monat selbst ausbezahlt werden oder auf ein mindestlohnwirksames 

Arbeitszeitkonto verschoben werden. 
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Beispiel: 

 

Der Mitarbeiter hat ein monatliches Bruttoeinkommen von € 1.600,00 und eine vertraglich vereinbarte 

Wochenarbeitszeit von 40 Stunden bei einer 5-Tage-Woche. Im Monat Juli 2015 ergibt sich somit 

folgende Rechnung: 23 Arbeitstage x 8 Stunden = 184 Arbeitsstunden / Monat. € 1.600,00 ./. 184 = 

€ 8,70. Der Mindestlohn ist in diesem Monat bei Einhaltung der vertraglichen Arbeitszeit eingehalten. 

 

Macht der Mitarbeiter in diesem Monat jedoch 20 Überstunden, wird der Mindestlohn bei Zahlung des 

vertraglich vereinbarten Entgelts nicht eingehalten. Denn € 1.600,00 ./. 204 Arbeitsstunden (184 + 20) 

ergibt ein Stundenlohn von € 7,84. 

 

Im Gesetz ist der Grundsatz geregelt, dass die „erbrachte Arbeitsleistung“ zu entlohnen ist – dies gilt 

für jede Arbeitsstunde, unabhängig davon, ob sie innerhalb der vereinbarten Arbeitszeit oder über 

diese hinaus geleistet wurde. Um eine Mindestlohnunterschreitung zu vermeiden, muss der Arbeit-

geber daher entweder die geleisteten Arbeitsstunden komplett in dem Monat Juli 2015 abrechnen und 

auszahlen oder auf ein mindestlohnwirksames Arbeitszeitkonto verschieben.  

 

Das Gesetz gibt Rahmenbedingungen zur Führung mindestlohnrelevanter Arbeitszeitkonten vor. 

Folgende Voraussetzungen müssen für die Einstellung von Überstunden auf einem Arbeitszeitkonto 

erfüllt sein: 

 

 Das Gesetz sieht vor, dass eine schriftliche Vereinbarung für das Zeitkonto erforderlich ist. 

 Monatlich dürfen jeweils nicht mehr als 50 % der vereinbarten Arbeitszeit auf das Konto 

gehen. 

 Die auf dem Arbeitszeitkonto eingestellten Arbeitsstunden (Plusstunden) sind spätestens 

innerhalb von zwölf Kalendermonaten nach ihrer monatlichen Erfassung durch bezahlte 

Freizeitgewährung oder Auszahlung auszugleichen.  

 Das Arbeitszeitkonto muss insolvenzgesichert sein.  

 

 

Arbeitsrecht . Pflicht zur Aufzeichnung der Arbeitszeit nach dem Mindestlohn-

gesetz 

 

Bereits heute muss jeder Arbeitgeber nach dem Arbeitszeitgesetz (ArbzG, § 16 Abs. 2) die über die 

werktägliche Arbeitszeit (8 Std., § 3 ArbZG) hinausgehende Arbeitszeit aufzeichnen und ent-

sprechende Unterlagen zwei Jahre aufbewahren. Der Gesetzgeber hat die Dokumentations- und 

Meldepflichten aus dem MiLOG auf Arbeitnehmer, deren verstetigtes regelmäßiges Monatsentgelt 

höchstens brutto € 2.958,00 beträgt, durch Rechtsverordnung (Mindestlohndokumentationspflichten-

Verordnung) begrenzt. 

 

Arbeitgeber aller Branchen müssen künftig bei allen Minijobbern und allen Zeitarbeitnehmern 

gesonderte Aufzeichnungen über die Arbeitszeit führen. 
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Darüber hinaus müssen Arbeitgeber in den Wirtschaftszweigen von § 2 a Schwarzarbeiterbe-

kämpfungsgesetz, also in den Branchen, bei denen Sofortmeldepflicht besteht, gesonderte Auf-

zeichnungen über die Arbeitszeit von allen Arbeitnehmern führen. Folgende Branchen sind 

sofortmeldepflichtig: 

 

 das Baugewerbe, inkl. Baunebengewerbe, 

 das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe, 

 das Personenbeförderungsgewerbe, 

 das Speditions-, Transport- und damit verbundene Logistikgewerbe, 

 das Schaustellergewerbe, 

 Unternehmen der Forstwirtschaft, 

 das Gebäudereinigungsgewerbe, 

 Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen beteiligen, 

 die Fleischwirtschaft. 

 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Beginn, Dauer und Ende der täglichen Arbeitszeit festzuhalten. Die 

Aufzeichnung der Arbeitszeit muss spätestens bis zum Ablauf des siebten Tages des auf den Tag der 

Arbeitsleistung folgenden Kalendertages erfolgen. 

 

Arbeitgeber haben die Unterlagen, mit denen die Zahlung des Mindestlohns kontrolliert werden kann, 

aufzubewahren. Diese Aufbewahrungspflicht umfasst den gesamten Zeitraum der Beschäftigung des 

jeweiligen Arbeitnehmers, insgesamt jedoch nicht mehr als zwei Jahre. 
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